Außerordentliche Beilage 


zu Nr. 14. des Amtsblatts der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 6. Aprtl 1881. 


Mit dem 1. April d. J. treten außer dem Ge⸗ 
ſetze über die Organiſation der allgemeinen Landes: 
verwaltung vom 26. Juli 1880 (Geſ.⸗S. S. 291) 
und dem Geſetze zur Abänderung und Ergänzung des 
Verwaltungsgerichtsgeſetzes vom 2. Auguſt 1880 (Geſ.⸗ 
S. S. 315) auch die Geſetze vom 19. und 22. d. M., 
betreffend die Abänderung und Ergänzung von Be⸗ 
ſtimmungen der Kreisordnung vom 13. Dezbr. 1872, 
beziehungsweiſe der Provinzialordnung vom 29. Juni 
1875 (Geſ.⸗S. S. 155 und S. 176) in Kraft. Ein 
neues Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ 
behörden und der Verwaltungsgerichte, welches die 
vorgedachten Geſetze ergänzen ſollte, und deſſen Ent⸗ 
wurf dem Landtage der Monarchie in ſeiner letzten 
Seſſion vorgelegen hat, iſt nicht zum Abſchluſſe ge⸗ 
langt. Die hiernach für die Provinzen, in welchen 
die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 gilt, her⸗ 
beigeführte Lage der Verwaltungsgeſetzgebung giebt 
zu nachſtehenden Bemerkungen Anlaß. 

I. Das Zuſtändigkeitsgeſetz vom 26. Juli 
1876 (Geſ.⸗S. S. 297) bleibt bis auf weiteres, 
jedoch nur theilweiſe, in Geltung. Nach 8 91, 
Abſ. 1 des Organiſationsgeſetzes vom 26. Juli 
1880 treten die Titel J. bis IV., ſowie die 88 
168, 169, 170, Nr. 2, 4 und 5, und 174 des 
Zuſtändigkeitsgeſetzes mit dem 1. April d. J. 
außer Kraft. Die 88 10 und 37 find in die 
Novelle zur Kreisordnung vom 19. März d. J., 
die 88 13, 14, 168, 169, 170, Nr. 5 und 174 
in die Novelle zum Verwaltungsgerichtsgeſetze 
vom 2. Auguſt 1880 übernommen, bezw. durch 
entſprechende Beſtimmungen dieſer Geſetze erſetzt 
worden. Die 88 4, 23 und 29 kommen ganz 
in Wegfall. An die Stelle der übrigen durch 
§ 91 des Organiſationsgeſetzes aufgehobenen Pa⸗ 
ragraphen des Zuſtändigkeitsgeſetzes treten ent⸗ 
ſprechende, zum Theil abweichende Beſtimmungen 
des Organiſationsgeſetzes, insbeſondere des drit⸗ 
ten bis fünften Titels deſſelben. 

Durch Artikel VI. der Novelle zur Kreisord⸗ 
nung werden ferner aufgehoben die dem V. Titel 

des Zuſtändigkeitsgeſetzes angehörenden 88 44, 

46 bis 48, 52 bis 59, 62 bis 73 und 115. 

Die in dieſen Paragraphen enthaltenen, auf die 

Angelegenheiten der Amtsverbände und Kreiſe be⸗ 

zuͤglichen Vorſchriften find, mit Ausnahme der 

Abſätze 2 bis 5 des § 115, welche durch § 74 

in Verbindung mit den SS 75 und 81 des Or⸗ 

ganiſationsgeſetzes erſetzt werden, mit verſchiede⸗ 
nen Aenderungen in die Kreisordnung BR 


Faſſung) übernommen worden. 
Außerdem ſind mehrere Paragraphen des Zu⸗ 


ſtändigkeitsgeſetzes durch neuere Specialgeſetze für 
beſeitigt zu erachten; fo der § 83 durch das Ger 
ſetz, betreffend die Ausführung des Reichsgeſetzes 
über die Abwehr und Unterdrückung von Vieh⸗ 
ſeuchen, vom 12. Mäez 1881 (Geſ.⸗S. S. 128), 
die 88 85 und 86 durch das Feld⸗ und Forſt⸗ 
polizeigeſetz vom 1. April 1880 (Geſ.⸗S. S. 230), 
und der § 95 durch das Geſetz vom 15. April 
1878, betreffend den Forſtdiebſtahl (G.⸗S. S. 222). 
Der § 162 iſt durch die neue Gerichtsorganiſa⸗ 
tion bezw. die Strafprozeßordnung abſolut ge 
worden. 

Hiernach bleiben vom 1. April d. J ab nur 

die 83 40 bis 43, 45, 49 bis 51, 60 und 61, 
74 bis 82, 84, 87 bis 94, 96 bis 114, 116 bis 
161, 163 und 164 des V. Titels, ſowie die 88 
165 bis 167, 170 Nr. 1 und 2, 172, 173 und 
175 des VI. Titels des Zuſtändigkeitsgeſetzes in 
Geltung. Bezüglich der 88 60 und 61 iſt dabei 
zu beachten, daß dieſelben, was die Aufficht über 
die Kommunalangelegenheiten der Amtsverbände, 
bezw. die Dienſtvergehen der Amtsvorſteher be⸗ 
trifft, durch die Vorſchriften der SS 55 c. und 68 
der Kreisordnung (Neue Faſſung) erſetzt werden. 
(Vergl. auch IV., 2 unten.) 
Die Provinzialordnung vom 29. Juni 
1875 betreffend, ſo ſind der fünfte Abſchnitt des 
zweiten Titels derſelben (88 62 bis 85), ſowie 
der § 2, Abſ. 2 und der $ 126 durch § 91, Abſ. 
1 des Organiſationsgeſetzes aufgehoben. Die Be⸗ 
ſtimmungen der 88 64 bis 66 ſind in die Kreis⸗ 
ordnung (Neue Faſſung), die übrigen Beſtimmun⸗ 
gen mit Ausnahme der 88 2, Abſatz 2, 63 und 
68, welche ganz in Wegfall kommen, mit ver⸗ 
ſchiedenen Aenderungen in das Organiſations⸗ 
geſetz (insbeſondere 98 10 bis 14 und 26, ſowie 
Abſchnitt II. des dritten Titels und ſechſter Ti⸗ 
tel) übergegangen. 

Der durch die Novelle vom 22. März d. J. 
veränderte Text der Provinzialordnung ergiebt 
ſich aus der Bekanntmachung vom gleichen Da⸗ 
tum (Geſ.⸗Samml. S. 233). Bezüglich der ge⸗ 
genwärtigen Faſſung des 88 112 a. a. O. iſt zu 
bemerken, daß der in dem dritten Abſatz enthal⸗ 
tene Hinweis auf die Vorſchriften des § 146 des 
Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs: 
behörden und der Verwaltungsgerichte ſich auf 
das neue Zuſtändigkeitsgeſetz bezieht, deſſen Ent⸗ 
wurf gleichzeitig mit der Novelle im Landtage der 
Monarchie berathen wurde, welches ſchließlich aber 
nicht zu Stande kam. Die Faſſung jenes 1 
konnte nicht mehr abgeändert werden, weil ſich 


III. 


IV. 
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erſt in letzter Stunde ergab, daß das Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetz nicht mehr zum Abſchluſſe gelangen 
würde, überdies die Faſſung bereits durch über⸗ 
einſtimmende Beſchlüſſe beider Häuſer des Lande 
tages feſtgeſtellt war. Der angezogene § 146 des 
neuen Zuſtändigkeitsgeſetzes lautete in der von 
keiner Seite beanſtandeten Faſſung der Regierungs⸗ 
vorlage, wie folgt: 

„In den Fällen der §§ 10, 26, 34, 36, 


37 und 43 des gegenwärtigen Geſetzes⸗ 


iſt die Zuſtändigkeit der Verwaltungsge⸗ 
richte auch inſoweit begründet, als bisher 

durch § 79, Titel 14, Theil 11 Allgemei⸗ 
nen Land⸗Rechts, bezw. §§ 9, 10 des Ge⸗ 
ſetzes über die Erweiterung des Rechts⸗ 
weges vom 24. Mai 1861 (Geſ⸗Samml. 
S. 241) oder ſonſtige beſtehende Vorſchrif⸗ 
ten der ordentliche Rechtsweg für zuläſſig 
erklärt war.“ 

Die Kreisordnung vom 13. Dezember 

1872 hat durch die Novelle vom 19. März d. J. 

wieder eine überſichtliche, in ſich geſchloſſene Ge⸗ 

ſtalt erhalten, wobei die Beſtimmungen derſelben 
zugleich einer Reviſion unterzogen und mehrfach 
abgeändert bezw. ergänzt worden ſind. In Be⸗ 
zug auf dieſe Abänderungen ergeht beſondere Ver⸗ 
fügung. Der gegenwärtig geltende Text der 

Kreisorbnung ergiebt ſich aus der Bekanntmachung 

vom 19. März d. J. (Geſ.⸗Samml. S. 179). 
Zu beachten iſt, daß die Beſtimmungen über Wege⸗ 
polizei und über das Verfahren in Wegebauſtrei⸗ 

tigkeiten, welche der bisherige § 61 und der 8 

135, II., 1 der Kreisordnung enthielt, aus dem 

Texte der Kreisordnung ſelbſt entfernt und durch 
die Beſtimmungen im Artikel 19. der Novelle 
vom 19. März d. J. erſetzt worden ſind. 

Unter den materiellen Aenderungen, welche der 
bisherige Rechtszuſtand durch die im Eingange 
bezeichneten Geſetze erleidet, ſind nachſtehende we⸗ 
gen ihrer allgemeineren praktiſchen Bedeutung 
hervorzuheben: 

1. Zu den durch § 91 des Organiſationsgeſetzes 
aufgehobenen Vorſchriften gehört auch der 
$ 4 des Zuſtändigkeitsgeſetzes. Die beiden 
erſten Abſätze jenes Paragraphen beſtimmten, 
daß die Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechts⸗ 
weges durch die Vorſchriften des Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetzes weder eingeſchränkt noch erweitert 
werden, und daß, ſoweit gegen die erſtin⸗ 
ſtanzliche Entſcheidung des Kreisausſchuſſes 
oder des Bezirksverwaltungsgerichtes der or⸗ 
dentliche Rechtsweg zuläſſig iſt, ein weiteres 
Rechtsmittel im Verwaltungsſtreitverfahren 
nicht ſtattfinden ſolle. Nach Wegfall dieſer 
Beſtimmungen wird der regelmäßige Inſtan⸗ 
zenzug im Verwaltungsſtreitverfahren überall 
Platz greifen, außer in denjenigen Fällen, in 
welchen er durch ausdrückliche Spezialbeſtim⸗ 


mungen der Geſetze beſchränkt iſt. Was aber 
die Frage nach Zuläſſigkeit des ordentlichen 
Rechtsweges gegen Endurtheile der Verwal⸗ 
tungsgerichte betrifft, ſo kommt einerſeits die 
neue Faſſung des § 1 des Verwaltungsge⸗ 
richtsgeſetzes, wonach die Verwaltungsgerichte 
„unbeſchadet aller privatrechtlichen Verhält⸗ 
niſſe“ entſcheiden, andererſeits die Beſtimmung 
des § 13 des Deutſchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes in Betracht, wonach vor die ordent⸗ 
lichen Gerichte alle bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten und Strafſachen gehören, für welche 
nicht entweder die Zuſtändigkeit von Ver⸗ 
waltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten 
begründet iſt oder reichsgeſetzlich beſondere 
Gerichte beſtellt oder zugelaſſen ſind. Gegen 
die Endurtheile der Verwaltungsgerichte wird 
daher, unbeſchadet der erwähnten Beſtimmung 
des § 1 des Verwaltungsgerichtsgeſetzes, der 
ordentliche Richtsweg fortan nur in ſolchen 
Fällen ſiattfinden, in welchen er, wie z. B. 
im § 78, Abſatz 2 des Zuſtändigkeitsgeſetzes, 
in den Geſetzen ausdrücklich vorbehalten iſt. 


Nach $ 42 des Organiſationsgeſetzes vom 26. 


Juli 1880 beträgt in allen Fällen, in wel⸗ 
chen die Geſetze für die Anbringung der Be⸗ 
ſchwerde gegen Beſchlüſſe des Provinzialrathes, 
des Bezirksrathes oder des Kreis- (Stadt⸗ 
ausſchuſſes, oder die Klage, bezw. des Antra⸗ 
ges (Einſpruches auf mündliche Verhandlung 
im Verwaltungsſtreitverfahren) eine andere 
als eine zweiwöchentliche Friſt vorſchreiben, 
die Friſt fortan zwei Wochen. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung findet insbeſondere auch auf die in 
Geltung verbliebenen Theile des Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetzes Anwendung. In dem Organi⸗ 
ſationsgeſetz und in den neuen Faſſungen 
des Verwaltungsgerichtsgeſetzes, der Provin⸗ 
zialordnung und der Kreisordnung iſt der 
Grundſatz einer zweiwöchentlichen Normalfriſt 
faſt ausnahmslos zur Durchführung gelangt. 


. Mit Aufhebung des § 29 des Zuſtändigkeits⸗ 


geſetzes iſt die Verpflichtung der Beſchlußbe⸗ 
hörden und der Verwaltungsgerichte, bei Er⸗ 
öffnung der Verfügungen und Beſchlüſſe, bezw. 
der Beſcheide und Endurtheile die Betheilig⸗ 
ten über die Rechtsmittel, die Friſten zur 
Einlegung derſelben und über die Folgen der 
Verſäumniß derſelben zu belehren, in Weg⸗ 
fall gekommen. Dagegen findet nunmehr 
in Fällen unverſchuldeter Friſtverſäumniß 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ſtatt; 
und zwar bezuglich der Beſchwerde nach Maß⸗ 
gabe der Vorſchriften des § 43 Abſ. 2 des 
Organiſationsgeſetzes, für das Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren nach Maßgabe der Vorſchrif⸗ 
ten des § 82 des Verwaltungsgerichtsgeſetzes. 
(Neue Faſſung.) 
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4. Die Vorſchriften der SS 30 bis 32 des Zu⸗ 


ſtändigkeitsgeſetzes über die allgemeinen Rechts⸗ 
mittel gegen polizeiliche Verfügungen der 
Orts⸗ und Kreispolizeibehörden ſind im We⸗ 
ſentlichen in die 88 63 bis 65 des Organi⸗ 
ſationsgeſetzes übergegangen. Jedoch findet 
die Befchwerde gegen die Verfügungen der 
Ortspolizeiberörde einer zu einem Landkreiſe 
gehörigen Stadt, deren Einwohnerzahl bis 
zu 10 000 Einwohnern beträgt, von jetzt ab 
nicht mehr an den Reglerungspräſidenten, 
ſondern an den Landrath, und erſt gegen 
deſſen Beſcheid an den Regierungspräſidenten 
ſtatt. Es iſt ferner in den § 65 die neue 
Beſtimmung aufgenommen, daß die Schrift, 
mittels deren das Rechtsmittel (Beſchwerde 
oder Klage) gegen eine polizeiliche Verfügung 
angebracht wird, wenn ſie nicht als Klage 
bezeichnet iſt oder ausdrücklich den Antrag 
auf Entſcheidung im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren enthält, als Beſchwerde gilt. 

Neu ſind ferner die Beſtimmungen des 
8 66 des Organiſationsgeſetzes, wonach gegen 
polizeiliche Verfügungen des Regierungsprä⸗ 
ſidenten innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde 
an den Oberpräſidenten, und gegen den von 
dem Oberpräſidenten auf die Beſchwerde er⸗ 
laſſenen Beſcheid innerhalb gleicher Friſt die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte nach 
Maßgabe der Beſtimmungen des § 63 Abſ. 
3 und 4, d. h. mit der gleichen Beſchränkung, 
wie bei Orts⸗ oder kreis polizeilichen Verfü⸗ 
gungen, ſtattfindet. | 


.Die Zwangsbefugniſſe des | | 


fidenten, des Landraths, der Ortspolizeibe⸗ 
hörde und des Gemeinde (Guts⸗) Vorſtehers 
(Vorſtandes) ſind unter Zugrundelegung der 


ſtehenden ) 
eventl. durch eine Extrabeilage — ſchleunigſt zur all⸗ 


— Gewalt getroffenen, durch ihre geſetzlichen 
Befugniſſe gerechtfertigten Anordnungen. D 
geſetzlichen Zwangsbefugniſſe der Regierungen 
bleiben unberührt. 

Durch § 69 des Organiſationsgeſetzes iſt 
ferner bezüglich der Rechtsmittel gegen Zwangs⸗ 
maßregeln der Verwaltungsbehörden, abwei⸗ 
chend von den bisher geltenden Vorſchriften 
des 8 34 des Zuſtändigkeitsgeſetzes Folgendes 
beſtimmt: Gegen die Androhung eines Zwangs⸗ 
mittels finden dieſelben Rechtsmittel ſtatt, 
wie gegen die Anordnungen, um deren Durch⸗ 
Ber: es fih handelt, alfo z B., ſofern es 
ſich um die Durchſetzung einer orts⸗ oder kreis⸗ 
polizeilichen Verfügung handelt, Beſchwerde 
oder Klage nach Maßgabe der 88 63 bis 65 
des Organiſationsgeſetzes. Die Rechtsmittel 
erſtrecken ſich zugleich auf die Anordnungen, 
um deren Durchſetzung es ſich handelt, ſofern 
dieſelben nicht bereits Gegenſtand eines be⸗ 
ſonderen Beſchwerde⸗ oder Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahrens geworden, d. h. bereits mit der 
Beſchwerde oder der Klage angefochten wor⸗ 
den ſind. Dagegen findet fortan gegen die 
Feſtſetzung und Ausführung eines Zwangs⸗ 
mittels in allen Fällen nur die Veſchwerde 
im Aufſichtswege ſtatt. Eine Klage im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren iſt hiernach gegen 
Zwangsmaßnahmen der Verwaltungsbehörden 
überhaupt nur zuläſſig, ſofern es fich um die 
Androhung eines Zwangsmittels behufs Durch⸗ 
ſetzung einer polizeilichen Verfügung handelt. 
In allen anderen Fällen iſt nur die Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig. 


Ew. Hochwohlgeboren erſuche ich ergebenſt, vor⸗ 


Erlaß durch das Regierungsamtsblatt — 


Beſtimmungen des § 33 des Zuſtändigkeits⸗ gemeinen Kenntniß zu bringen. 


geſetzes im § 68 des Organiſationsgeſetzes 
neu geordnet und zwar in Betreff aller, von 
den genannten Behörden in Ausübung der 
obrigkeitlichen — nicht blos der polizeilichen 


Berlin, den 26. März 1881. 


Der Miniſter des Innern. 
Im Allerh. Auftr.: 
Puttkamer. 


— — — — - 


Druck der N. Kanter“ ſchen Hofbuchdruckerei. 


